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	z Fernabsatzgeschäft
Keine Vergütung nach Widerruf eines Fernabsatzgeschäfts

Immer mehr Mandatsverträge werden als Fernabsatzgeschäft abgeschlossen. 
Wird der Mandant nicht über sein Widerrufsrecht belehrt, kann das bei einem 
Widerruf für die Vergütung des Rechtsanwalts gefährlich sein (LG Flensburg 
9.10.25, 4 O 80/25, Abruf-Nr. 251110).

In diesem Fall kann der Rechtsanwalt nach einem Widerruf keine Vergütung 
für seine schon geleistete Tätigkeit verlangen. Das Bereicherungsrecht greife 
auch nicht. § 357a Abs. 2 BGB sei insoweit abschließend, so das LG. Das folge 
aus dem Zweck der Richtlinie 2011/83 EU, insbesondere aus Art. 14 Abs. 4, der 
in § 357a Abs. 2 BGB umgesetzt wurde. Danach solle ein Verbraucher bei sei-
nem Widerruf vor allen Kosten geschützt sein, die die Richtlinie nicht ausdrück-
lich vorsehe (EuGH 17.5.23, C-97/22, NJW 23, 2171).

PRAXISTIPP — Nach der Rechtsprechung des BGH (zuletzt 19.11.20, IX ZR 133/19, 
Abruf-Nr. 219415) sind auf Anwaltsverträge die Regeln für den Fernabsatz 
anwendbar. Daher müssen Sie stets die sich aus den gesetzlichen Regelungen 
ergebenden Pflichten erfüllen (vgl. Härting NJW 16, 2937). Das gilt v. a. für die 
Pflicht zur Widerrufsbelehrung. Voraussetzung ist aber, dass die §§ 312b, 312g 
BGB anwendbar sind. Für Unternehmer als Mandanten gilt die Pflicht also nicht.

(mitgeteilt von RA Detlef Burhoff, RiOLG a. D., Leer/Augsburg)
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	z Erledigung der Hauptsache
Hauptsache erledigt sich vor Abgabe des Rechtsmittels 

Wird das Verfahren nach Einlegung des Rechtsmittels, aber vor der Vorlage 
an das Beschwerdegericht übereinstimmend für erledigt erklärt, hat das  
Ausgangsgericht nicht mehr über die Abhilfe zu entscheiden, sondern eine 
Kostenentscheidung gemäß § 91a Abs. 1 S. 1 ZPO zu treffen (OLG Celle 16.6.25, 
3 W 13/25, Abruf-Nr. 253708).

Nach allgemeiner Ansicht endet mit den übereinstimmenden Erledigungser-
klärungen die Rechtshängigkeit des für erledigt erklärten Teils der Hauptsache. 
Anhängig bleibt nur der Kostenpunkt, über den gemäß § 91a ZPO nach billigem 
Ermessen zu entscheiden ist (BGH 31.3.21, XII ZB 102/20, Abruf-Nr. 221821). 
Bereits ergangene, noch nicht rechtskräftige Entscheidungen werden in ent-
sprechender Anwendung von § 269 Abs. 3 S. 1 ZPO wirkungslos, ohne dass es 
einer ausdrücklichen Aufhebung bedarf (BGH 7.5.15, I ZR 176/12, Abruf-Nr. 
177432). Das gilt auch für die in einer solchen Entscheidung enthaltene Kos-
tengrundentscheidung.

MERKE — Die Kostenentscheidung gemäß § 91a ZPO muss stets das Gericht tref-
fen, bei dem die Sache im Zeitpunkt der Erledigungserklärung anhängig ist (BGH 
18.3.10, I ZB 37/09, Abruf-Nr. 101437). Der Devolutiveffekt tritt also nicht mit der 
Anfechtung einer Entscheidung, sondern erst mit der tatsächlichen Abgabe ein. 
Für letztere fehlt aber nach der Erklärung der Erledigung die Grundlage.

(mitgeteilt von VRiOLG Frank-Michael Goebel, Koblenz)
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Mit Erledigungserklärung 
endet Rechtshängigkeit – 
nur Kosten bleiben anhängig


